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1 Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die Beurteilung von 

 

1. Allgemeine Voraussetzungen der steuerrechtlichen Anerkennung 

2 oraussetzung für die steuerrechtliche Anerkennung ist, dass der Darlehensvertrag zivilrecht-

vom 

-
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OK  2010/0862046 

 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK 

Darlehensverträgen zwischen Angehörigen oder zwischen einer Personengesellschaft und 

Angehörigen der die Gesellschaft beherrschenden Gesellschafter Folgendes: 

 
V

lich wirksam geschlossen worden ist und tatsächlich wie vereinbart durchgeführt wird; dabei 

müssen Vertragsinhalt und Durchführung dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen 

(Fremdvergleich), vgl. BFH-Urteile vom 18. Dezember 1990 (BStBl 1991 II S. 391) und 

12. Februar 1992 (BStBl II S. 468). Die Nichtbeachtung zivilrechtlicher Formerfordernisse 

führt nicht alleine und ausnahmslos dazu, das Vertragsverhältnis steuerrechtlich nicht anzuer

kennen. Die zivilrechtliche Unwirksamkeit des Darlehensvertrages ist jedoch ein besonderes 

Indiz gegen den vertraglichen Bindungswillen der Vertragsbeteiligten, das zur Versagung der 

steuerrechtlichen Anerkennung führen kann; vgl. BFH-Urteile vom 22. Februar 2007 

(BStBl II S. ___1) und vom 12. Mai 2009 (BStBl II S. ___1) sowie Rdnr. 9. 

 

 
1 Seitenzahl ist von der Redaktion des BStBl nachzutragen 
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 Der Darlehensvertrag und seine tatsächliche Durchführung müssen die Trennung der Ver-

ter-

 

2. Fremdvergleich bei Darlehensverträgen zwischen Angehörigen 

a) Allgemeines 

4 igen grundsätzlich frei, ihre Rechtsverhältnisse untereinander so zu gestal-

 

 

 

 

 Das setzt insbesondere voraus, dass 

eit und über Art und Zeit der Rückzahlung des Darlehens 

- igkeitszeitpunkten entrichtet werden und 

6 ine ausreichende Besicherung liegt bei Hingabe banküblicher Sicherheiten vor. Dazu gehö-

-

 

 Der Fremdvergleich ist auch durchzuführen, wenn Vereinbarungen nicht unmittelbar zwi-

schen Angehörigen getroffen werden, sondern zwischen einer Personengesellschaft und 

 

3

mögens- und Einkunftssphären der vertragsschließenden Angehörigen (z. B. Eltern und 

Kinder) gewährleisten. Eine klare, deutliche und einwandfreie Abgrenzung von einer Un

haltsgewährung oder einer verschleierten Schenkung der Darlehenszinsen muss in jedem 

Einzelfall und während der gesamten Vertragsdauer möglich sein, vgl. BFH-Urteile vom 

7. November 1990 (BStBl 1991 II S. 291), vom 4. Juni 1991 (BStBl II S. 838) und vom 

25. Januar 2000 (BStBl II S. 393). 

Es steht Angehör

ten, dass sie für sie steuerlich möglichst günstig sind. Das Vereinbarte muss jedoch in jedem

Einzelfall und während der gesamten Vertragsdauer nach Inhalt und Durchführung dem ent-

sprechen, was fremde Dritte bei der Gestaltung eines entsprechenden Darlehensverhältnisses

üblicherweise vereinbaren würden, vgl. BFH-Urteile vom 7. November 1990 (BStBl 1991 II 

S. 291), vom 18. Dezember 1990 (BStBl 1991 II S. 391) und vom 12. Februar 1992 (BStBl II

S. 468). Vergleichsmaßstab sind die Vertragsgestaltungen, die zwischen Darlehensnehmern 

und Kreditinstituten üblich sind. 

5

- eine Vereinbarung über die Laufz

getroffen worden ist, 

die Zinsen zu den Fäll

- der Rückzahlungsanspruch ausreichend besichert ist. 

 

E

ren vornehmlich die dingliche Absicherung durch Hypothek oder Grundschuld. Außerdem 

kommen alle anderen Sicherheiten, die für das entsprechende Darlehen banküblich sind, in 

Betracht, wie Bankbürgschaften, Sicherungsübereignung von Wirtschaftsgütern, Forderungs

abtretungen sowie Schuldmitübernahme oder Schuldbeitritt eines fremden Dritten oder eines 

Angehörigen, wenn dieser über entsprechend ausreichende Vermögenswerte verfügt. Das aus 

dem Fremdvergleich abgeleitete generelle Erfordernis einer ausreichenden Besicherung wird 

durch einen konkreten Fremdvergleich im jeweiligen Einzelfall überlagert, vgl. BFH-Urteil 

vom 12. Mai 2009 (BStBl II ___1). 
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in-

mber 

ängigen Angehörigen 

8 Ein Darlehensvertrag zwischen volljährigen, voneinander wirtschaftlich unabhängigen Ange-

r nicht in 

 

9 Der zivilrechtlichen Unwirksamkeit eines Vertrages kommt eine Indizwirkung gegen die 

ie spricht damit gegen deren steuerrechtliche Anerken-

en 

 

hen 

-

 

 

rderung 
 

10 gs an einen Angehörigen davon abhängig 

emacht, dass der Empfänger den Betrag als Darlehen wieder zurückgeben muss, ist ertrag-

                                                

Seite 3  Angehörigen der Gesellschafter, wenn die Gesellschafter, mit deren Angehörigen die Vere

barungen getroffen wurden, die Gesellschaft beherrschen, vgl. BFH-Urteil vom 18. Deze

1990 (BStBl 1991 II S. 581) und vom 15. April 1999 (BStBl II S. 524). Gleiches gilt, wenn 

beherrschende Gesellschafter einer Personengesellschaft Darlehensforderungen gegen die 

Personengesellschaft an Angehörige schenkweise abtreten. 

b) Fremdvergleich bei wirtschaftlich voneinander unabh

hörigen kann ausnahmsweise steuerrechtlich bereits anerkannt werden, wenn er zwa

allen Punkten dem zwischen Fremden Üblichen entspricht (vgl. Rdnrn. 2 bis 7), aber die Dar-

lehensmittel, die aus Anlass der Herstellung oder Anschaffung von Vermögensgegenständen 

gewährt werden (z. B. Bau- oder Anschaffungsdarlehen), ansonsten bei einem fremden Drit-

ten hätten aufgenommen werden müssen. Entscheidend ist, dass die getroffenen Vereinbarun-

gen tatsächlich vollzogen werden, insbesondere die Darlehenszinsen regelmäßig gezahlt wer-

den. Die Modalitäten der Darlehenstilgung und die Besicherung brauchen in diesen Fällen 

nicht geprüft zu werden, vgl. BFH-Urteil vom 4. Juni 1991 (BStBl II S. 838) und vom 

25. Januar 2000 (BStBl II S. 393). 

c) Zivilrechtliche Unwirksamkeit

Ernstlichkeit der Vereinbarung zu. S

nung. Diese Indizwirkung gegen den vertraglichen Bindungswillen wird verstärkt, wenn d

Vertragspartnern die Nichtbeachtung der Formvorschriften insbesondere bei klarer Zivil-

rechtslage angelastet werden kann, vgl. BFH-Urteil vom 12. Mai 2009 (BStBl II S. ___2). Die

Vertragspartner können aber darlegen und nachweisen, dass sie zeitnah nach dem Auftauc

von Zweifeln an der zivilrechtlichen Wirksamkeit alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen 

haben, um die zivilrechtliche Wirksamkeit des Vertrages herbeizuführen und dass ihnen die 

Unwirksamkeit nicht anzulasten ist. Dies ist zumindest dann der Fall, wenn sich die Formvor

schriften nicht aus dem Gesetzeswortlaut, sondern nur im Wege der erweiternden Auslegung

oder des Analogieschlusses ergeben, sich diese Auslegung oder Analogie nicht aufdrängt und 

keine veröffentlichte Rechtsprechung oder allgemein zugängliche Literatur existiert, vgl. 

BFH-Urteil vom 13. Juli 1999 (BStBl II S. 386). In diesem Fall ist der Darlehensvertrag von 

Anfang an steuerrechtlich anzuerkennen. 

3. Schenkweise begründete Darlehensfo

Wird die unentgeltliche Zuwendung eines Geldbetra

g

 
2 Seitenzahl ist von der Redaktion des BStBl nachzutragen 
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üng-
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11 arlehen ist insbesondere in folgenden Fällen 

unwiderleglich zu vermuten:  

e der Rückgabe als Darlehen, 

 als Darlehen. 

12 

ermuten, weil die Vereinbarung von Schenkung und Darlehen zwar in mehreren Urkunden, 

r 

t-

 

13 ehen ist insbesondere bei folgenden Ver-

tragsgestaltungen widerleglich zu vermuten:  

es Schenkers, 

Seite 4  steuerlich weder die vereinbarte Schenkung noch die Rückgabe als Darlehen anzuerkennen. 

Der Empfänger erhält nicht die alleinige und unbeschränkte Verfügungsmacht über die Geld

mittel, da er sie nur zum Zwecke der Rückgabe an den Zuwendenden oder an eine Personen-

gesellschaft, die der Zuwendende oder dessen Angehörige beherrschen, verwenden darf. Ent-

sprechendes gilt im Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern, wenn das 

Kindesvermögen nicht einwandfrei vom Elternvermögen getrennt wird. Da die Schenkung 

tatsächlich nicht vollzogen wurde, begründet die Rückgewähr der Geldbeträge kein mit 

tragsteuerlicher Wirkung anzuerkennendes Darlehensverhältnis. Die Vereinbarungen 

zwischen den Angehörigen sind vielmehr ertragsteuerlich als eine modifizierte Schenkung z

beurteilen, die durch die als Darlehen bezeichneten Bedingungen gegenüber dem urspr

lichen Schenkungsversprechen in der Weise abgeändert sind, dass der Vollzug der Schenkung 

bis zur Rückzahlung des sog. Darlehens aufgeschoben und der Umfang der Schenkung durc

die Zahlung sog. Darlehenszinsen erweitert ist. Daher dürfen die als Darlehenszinsen geltend 

gemachten Aufwendungen nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen wer-

den, vgl. BFH-Urteil vom 22. Januar 2002 (BStBl II S. 685). Ertragsteuerrechtlich sind die 

Schenkung und die Darlehensforderung jedoch anzuerkennen, wenn das Darlehen an eine 

zivil- und auch steuerrechtlich eigenständige GmbH gegeben wird, vgl. BFH-Urteil vom 

19. Dezember 2007 (BStBl 2008 II S. 568). 

Die Abhängigkeit zwischen Schenkung und D

- Vereinbarung von Schenkung und Darlehen in ein und derselben Urkunde, 

- Schenkung unter der Auflag

- Schenkungsversprechen unter der aufschiebenden Bedingung der Rückgabe

 

Eine Abhängigkeit zwischen Schenkung und Darlehen ist hingegen nicht allein deshalb zu 

v

aber innerhalb kurzer Zeit erfolgt ist. Die Beurteilung, ob eine gegenseitige Abhängigkeit de

beiden Verträge vorliegt, ist anhand der gesamten Umstände des jeweiligen Einzelfalles zu 

beurteilen; vgl. BFH-Urteil vom 18. Januar 2001 (BStBl II S. 393). Es kann aber auch bei 

einem längeren Abstand zwischen Schenkungs- und Darlehensvertrag eine auf einem Gesam

plan beruhende sachliche Verknüpfung bestehen, vgl. BFH-Urteil vom 22. Januar 2002, 

(BStBl II S. 685). 

Die Abhängigkeit zwischen Schenkung und Darl

- Vereinbarungsdarlehen nach § 607 Abs. 2 BGB, 

- Darlehenskündigung nur mit Zustimmung d



 
Seite 5  sten des Darlehenskontos nur 

 

14 ie Vermutung ist widerlegt, wenn Schenkung und Darlehen sachlich und zeitlich unabhän-

n-

 

 

5 Die Grundsätze zu schenkweise begründeten Darlehensforderungen gelten auch für partia-

i-

 

 

6 Dieses Schreiben ersetzt die BMF-Schreiben vom 1. Dezember 1992 (BStBl I S. 729), vom 

 Auftrag 

- Zulässigkeit von Entnahmen durch den Beschenkten zu La

mit Zustimmung des Schenkers. 

D

gig voneinander vorgenommen worden sind. Voraussetzung hierfür ist, dass die Schenkung 

zivilrechtlich wirksam vollzogen wurde. Der Schenkende muss endgültig, tatsächlich und 

rechtlich entreichert und der Empfänger entsprechend bereichert sein; eine nur vorübergehe

de oder formale Vermögensverschiebung reicht nicht aus, vgl. BFH-Urteile vom 22. Mai 

1984 (BStBl 1985 II S. 243), vom 18. Dezember 1990 (BStBl 1991 II S. 581), vom 4. Juni

1991 (BStBl II S. 838) und vom 12. Februar 1992 (BStBl II S. 468). 

1

rische Darlehen und für nach dem 31. Dezember 1992 schenkweise begründete stille Beteil

gungen, es sei denn, es ist eine Beteiligung am Verlust vereinbart, oder der stille Beteiligte ist

als Mitunternehmer anzusehen. Im Übrigen ist R 15.9 (2) EStR anzuwenden.  

1

25. Mai 1993 (BStBl I S. 410), vom 30. Mai 2001 (BStBl I S. 348) und vom 2. April 2007 

BStBl I S. 441) und ist in allen offenen Fällen anzuwenden. … 
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